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Nach der Weltwirtschaftskrise der 1970er Jahre hat sich die europäische Inte-
grationsweise tiefgreifend gewandelt. War ursprünglich die Rolle der europäi-
schen Institutionen auf die Absicherung nationaler Entwicklungspfade be-
grenzt, so hat sich mit dem Binnenmarktprojekt, der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion und zuletzt der Lissabon Strategie eine neue, „wettbewerbsstaatliche“ 
Integrationsweise herausgebildet (Ziltener 1999). Hier übernehmen die europäi-
schen Institutionen einerseits selber wichtige staatliche Funktionen. Andererseits 
fördert die EU über ihre Projekte den Umbau der Nationalstaaten, um diese auf 
das umfassende Ziel der Wettbewerbsfähigkeit hin auszurichten.  
Durch die neue Integrationsweise können transnationale Konzerne (TNKs) ih-
ren Handlungsspielraum erheblich ausdehnen. Einerseits haben sie, im Gegen-
satz zu vielen national ausgerichteten Unternehmen, Arbeitern und Gewerk-
schaften, direkten Zugang sowohl zu den europäischen wie den nationalen In-
stitutionen. Zweitens werden über die neue, wettbewerbsstaatliche Integrati-
onsweise die Nationalstaaten miteinander in direkte Konkurrenz gesetzt, um 
den Unternehmen bessere Verwertungsbedingungen zu bieten.  
Die Osterweiterung der EU hat diesen Konkurrenzdruck verstärkt. Mit ihr 
sind eine Reihe von Staaten in die EU aufgenommen worden, die in wirt-
schaftlicher und sozialer Hinsicht weit weniger entwickelt sind als die alten 
EU Staaten. Vielfach wird argumentiert, dass die neuen Mitglieder im innereu-
ropäischen Wettbewerb um Marktanteile und ausländische Direktinvestitionen 
(ADI) gegenüber den alten Mitgliedsstaaten erhebliche Vorteile haben. Sie gel-
ten aufgrund ihrer weniger regulierten industriellen Beziehungen, unterneh-
mensfreundlicheren Besteuerung, niedrigeren Lohnkosten und zum Teil flexible-
ren Arbeitsmärkte zunehmend als bevorzugte Standorte für TNKs, und damit als 
Auslöser eines verstärkten Deregulierungsdrucks auf die alten EU-Mitglieder. 
Dieser Artikel teilt prinzipiell die Annahme, dass die Osterweiterung den 
Spielraum transnationaler Konzerne noch einmal vergrößert hat, und damit 
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zugleich den Deregulierungsdruck innerhalb des europäischen Wirtschafts-
raums verstärkt. Allerdings richtet sich der Artikel gegen eine allzu vereinfa-
chende Sichtweise, der zufolge die europäischen Ökonomien in einem „race 
to the bottom“ eingetreten sind, in dem diejenigen Staaten, die am stärksten 
dem neoliberalen Idealbild entsprechen, den Sieg um Märkte und Direktinve-
stitionen davontragen. Um die Dynamik, Grenzen und Widersprüche des zu-
nehmenden Standortwettbewerbs im erweiterten Europa auszuloten, werde ich 
zunächst den gegenwärtigen europäischen Integrationspfad genauer charakteri-
sieren (Teil 2), und anschließend darstellen, welche Kapitalismus-Modelle sich 
als Ergebnis der Transformation und europäischen Integration in Osteuropa 
entwickelt haben (Teil 3). Wie ich anschließend zeigen werde, sind es nicht 
die neoliberalen, baltischen Länder, die sich erfolgreich in der Konkurrenz um 
Direktinvestitionen und Märkte durchsetzten, sondern vielmehr die vier Vise-
grad-Staaten (benannt nach dem ungarischen Ort, in dem sie 1991 ein Koope-
rationsabkommen schlossen) Polen, Ungarn, die Tschechische Republik und 
die Slowakei mit ihren Subventions- und Industriepolitiken und ihren im ost-
europäischen Vergleich durchaus großzügigen Sozialstaaten (Teil 4).  
 
2.  Wettbewerbsstaatliche Integrationsweise und eingebetteter 
Neoliberalismus als neue Regulation des europäischen Wirt-
schaftsraumes 
In der kritischen sozialwissenschaftlichen Literatur wird seit langem darauf 
hingewiesen, dass die europäische Integration seit den 1980er Jahren einen 
qualitativen Wandel vollzogen hat. Ging vom Integrationsprozess in den 
Nachkriegsjahrzehnten nur ein begrenzter Impuls zur Öffnung der nationalen 
Wirtschaftsräume aus, und wurden indirekt sogar die nationalen, binnenwirt-
schaftlich ausgerichteten Entwicklungsprozesse und wohlfahrtstaatlichen Insti-
tutionen der EG Mitgliedsländer gestärkt, so änderte sich dies mit dem Inte-
grationsschub, mit dem die EG auf die Krise des Fordismus reagierte. Die zen-
tralen Integrationsprojekte der letzten zwei Dekaden - der Binnenmarkt, die 
Währungsunion sowie die Lissabon Strategie - zielen auf die Errichtung eines 
integrierten europäischen Wirtschaftsraumes, innerhalb dessen der Wettbe-
werbs- und Reformdruck für die einzelnen Volkswirtschaften intensiviert, und 
in der Folge die internationale Wettbewerbsfähigkeit der gesamten europäi-
schen Ökonomie verbessert wird. Über die Deregulierung nationaler Märkte 
und deren partielle Re-regulierung auf europäischer Ebene, die supranationale 
Institutionalisierung einer einseitig an makroökonomischer Stabilität ausge-
richteten Wirtschafts- und Geldpolitik, die europäische Förderung von Inno-
vations- und Industriepolitik sowie einer an „workfare“ statt „welfare“ (d.h. der 
Arbeitsfähigkeit von Individuen) ausgerichteten Sozialpolitik werden die EU-
Mitgliedsstaaten zunehmend unter Druck gesetzt, ihre wirtschafts- und sozial-
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politischen Systeme grundlegend marktförmig zu gestalten. Ziltener (1999) be-
zeichnet diese neue Integrationsweise als „wettbewerbsstaatlich“. Mit diesem 
Begriff knüpft er an der Literatur zum „nationalen Wettbewerbsstaat“ an (siehe 
grundlegend Hirsch 1995, Altvater 1994). Kennzeichen des nationalen Wett-
bewerbsstaates ist die Mobilisierung aller gesellschaftlichen Potentiale auf das 
Ziel des Überlebens in der internationalen Standortkonkurrenz. Der Wettbe-
werbsstaat ist damit keinesfalls mit dem „schlanken“ Staat gleichzusetzen. 
Wettbewerbsfähigkeit muss vielmehr hergestellt werden, und dies geschieht 
über den Ausbau der weltmarktorientierten Industrie-, Forschungs-, Technolo-
gie-, Infrastruktur- und Innovationspolitik zur Stärkung der einheimischen Un-
ternehmen, über die großzügige Subvention von ausländischen Unternehmen, 
um diese zu Investitionen zu bewegen, und auch über aktivierende Sozialpoli-
tiken und die Beteiligung der Gewerkschaften in der Standortkonkurrenz.  
Eine zentrale Schwäche des Konzeptes vom Wettbewerbsstaat ist jedoch sein 
nahezu ausschließlicher Fokus auf die nationale Ebene der neuen Staatlich-
keit. Ziltener argumentiert darüber hinaus, dass die EU ein zentraler Bestand-
teil der europäischen Staatlichkeit ist. Einerseits hat die europäische Ebene 
selber zunehmend staatliche Funktionen übernommen – man denke hier ins-
besondere an die Währungsunion, aber auch an die Ausdehnung der Mitge-
staltungs- und Entscheidungsbefugnisse der europäischen Ebene in einer im-
mer größeren Anzahl von Politikfeldern. Anderseits übernimmt die europäi-
sche Ebene als „zentrale Schnittstelle“ wichtige Funktionen zur Förderung der 
(nationalen) Wettbewerbsstaatlichkeit, entweder durch direkte politische Vor-
gaben oder indirekt durch die Stärkung von Marktkräften und Regimekonkur-
renz (Ziltener 1999, siehe auch Jessop 2005, Bieling/Deppe 2003).  
Der Strukturwandel von Staatlichkeit und europäischer Integrationsweise ist 
wesentlich der Versuch einer Antwort auf die tiefe sozio-ökonomischen Krise, 
die mit dem Ende des Fordismus ausbrach. (Mindestens) drei zentrale Ent-
wicklungen trugen dazu bei, dass staatliche Akteure offener wurden für Rezep-
te, in deren Zentrum Unternehmensinteressen standen: Erstens verringerte sich 
mit dem Ausbruch der Krise und der darauf folgenden langanhaltenden 
Wachstums- und Stagnationsschwäche die Bereitschaft staatlicher und gesell-
schaftlicher Akteure, Unternehmen mit unliebsamen Entscheidungen zu kon-
frontieren. Grob gesagt, spiegelt sich hierin die strukturelle Abhängigkeit kapi-
talistischer Staaten von Unternehmen, die sich in Krisenzeiten stärker manife-
stiert als in Zeiten wirtschaftlicher Prosperität, wider (siehe z.B. Palan 2006). 
Diese strukturelle Abhängigkeit hat sich zweitens durch die Internationalisie-
rung des Kapitals, welches unter der Ägide der Pax Americana einen wesentli-
chen Aufschwung genommen hat, noch einmal erhöht, da das Kapital nun ex-
plizit mit „exit“ drohen, und dadurch Staaten gegeneinander ausspielen kann. 
Zugleich hat drittens die zunehmende Arbeitslosigkeit in fast allen europäischen 
Gesellschaften zu einer Umdeutung von Sozialpolitik und gesellschaftlicher So-
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lidarität beigetragen. Nunmehr gelten Maßnahmen, die vermeintlich Arbeitsplät-
ze schaffen, als sozial und solidarisch (Flassbeck zitiert in Brie 2005: 100).  
Nun ist die neue europäische Integrationsweise nicht generell unternehmens-
freundlich, sondern es ist insbesondere das transnationale Kapital, welches 
sich als treibender Motor der europäischen Integration etablieren konnte, und 
welches von der Integrationsweise am stärksten profitiert. Wie in der kriti-
schen Integrationsforschung vielfach belegt, haben transnationale Konzerne 
eine bedeutende Rolle in der Initiierung der zentralen europäischen Integrati-
onsprojekte sowie des dominanten Diskurses der Wettbewerbsfähigkeit ge-
spielt (van Apeldoorn 2000, Balanya et al 2001). Die neue Integrationsweise 
führt zudem zu einer kontinuierlichen Erweiterung des Handlungsspielraums 
dieser Akteure, erstens aufgrund der strategischen Selektivität der europäischen 
Staatlichkeit, d.h. der Tatsache, dass diese mit ihrem Mehrebenensystem für 
das transnationale Kapital eher zugänglich ist als für andere gesellschaftliche 
Kräfte (zur strategischen Selektivität siehe Jessop 1990: 149ff.). TNKs haben 
direkten Zugang sowohl zu den europäischen wie den nationalen Institutionen, 
und „profitieren von der Intransparenz der europäischen Entscheidungsverfah-
ren, dem Fehlen einer europäischen Öffentlichkeit [und D.B.] von der Tatsache, 
dass Kommission und Ministerrat zu keinerlei Rechenschaft gegenüber den 
WählerInnen verpflichtet sind“ (Wissen 2005). Im Gegensatz hierzu haben viele 
national ausgerichtete Unternehmen sowie Arbeiter und Gewerkschaften zumeist 
nur über ihre nationalen Regierungen indirekten Zugang zu europäischen Insti-
tutionen, und sind in ihren Interessen darüber hinaus entlang nationaler Spal-
tungslinien fragmentiert. Zweitens werden über die neue, wettbewerbsstaatliche 
Integrationsweise die Nationalstaaten miteinander in direkte Konkurrenz gesetzt, 
um den Unternehmen bessere Verwertungsbedingungen zu bieten. 
Obwohl die neue europäische Integrationsweise deutlich neoliberale Züge 
trägt, wird die EU dennoch häufig als Gegenmodell zum entfesselten neolibe-
ralen Kapitalismus wahrgenommen, der, von den USA ausgehend, wesentli-
ches Merkmal der Globalisierung ist. Vertreter dieser Position verweisen insbe-
sondere auf das europäische Kapitalismusmodell, welches weniger auf markt-
förmigen denn auf kooperativen und langfristigen Beziehungen zwischen Ban-
ken, Unternehmen und Arbeitnehmern beruht; in dem Sozialstaaten stärker 
ausgebaut sind, und deshalb die soziale Ungleichheit geringer ist als in den 
USA (siehe z.B. Habermas/Derrida 2003, Rifkin 2004).1 Auch die EU selber 
sieht in ihrem „sozialen Modell“ einen Faktor ihrer globalen Wettbewerbsfä-
higkeit, womit Sozialpolitik allerdings zunehmend auf ihre produktive Funk-
tion verengt wird (Urban 2003).  
                                                          
1  Diesen Autoren zufolge ist es nicht allein die sozialere Variante des Kapitalismus, welches 
Europa von den USA unterscheidet, sondern ebenso die Außenpolitik: Während die USA 
zunehmend in Richtung kriegerischen Unilateralismus abdrifte, sei es das Kennzeichen eu-
ropäischer Außenpolitik, am Multilateralismus und am Verhandlungswege festzuhalten.  
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Die Sichtweise von der EU als Gegenmodell zur US dominierten neoliberalen 
Globalisierung ist verkürzt. Erstens ist die EU selber ein zentraler Akteur in 
der Globalisierung (Beckmann/Bieling 2005), und zweitens unterschätzt diese 
Sichtweise die Dynamik der anhaltenden neoliberale Restrukturierung des eu-
ropäischen Kapitalismus (siehe z.B. den Artikel von Bieling in diesem Heft). 
Dennoch ist es nicht falsch, auf die Unterschiede zwischen dem ausgeprägte-
ren neoliberalen Kapitalismus der USA und dem europäischen Kapitalismus-
modell hinzuweisen.2 Zumindest drei Argumente scheinen dafür zu sprechen, 
dass diese Unterschiede in absehbarer Zukunft relevant bleiben werden. Er-
stens haben Arbeiten zur politischen Ökonomie des Wohlfahrtsstaatsabbaus 
gezeigt, dass dieser keiner linearen Logik folgt. Vielmehr erfährt der Sozialstaat 
in den Gesellschaften, in denen er in der Nachkriegszeit stark ausgebaut wur-
de, deutliche Unterstützung von breiten gesellschaftlichen Kräften, die sich er-
folgreich gegen seinen radikalen Abbau wenden. So sind es bislang die libera-
len Marktwirtschaften (also Großbritannien oder die USA), die den radikalsten 
Sozialstaatsabbau durchgesetzt haben, und nicht die kontinentaleuropäischen 
oder skandinavischen Länder mit ihren weit großzügigeren Sozialstaaten (Pier-
son 2002). Zweitens beruht der europäische Kapitalismus stärker auf solchen 
Sektoren, für deren Funktionieren längerfristige Beziehungen zwischen Unter-
nehmen, Banken und Arbeitnehmern, sowie soziale Sicherungssysteme, die es 
Arbeitnehmern ermöglichen, firmen- und industriespezifische Fertigkeiten zu 
erlernen, funktionaler sind als kurzfristige marktförmige Beziehungen (zum 
grundlegenden Argument siehe Hall/Soskice 2001, Iversen 2005). Mit anderen 
Worten, für den europäischen Kapitalismus sind immer noch Industrien der 
„alten Ökonomie“ von sehr viel zentralerer Bedeutung als für die US-Ökono-
mie.3 Drittens wird der transnationale europäische Kapitalismus erst herge-
stellt. In dieser Situation ist staatliche Unterstützung für nationale Unterneh-
men, die sich im sich herausbildenden europäischen und globalen Markt neu 
positionieren, zentral. Ebenso sehen staatliche Akteure sich mit Anforderun-
gen von Unternehmen konfrontiert, sie gegen zu aggressive ausländische Kon-
kurrenz zu schützen, beispielsweise in Fällen von feindlichen Übernahmen. 
Schließlich suchen Staaten häufig auch, ihren Wirtschaftsraum so attraktiv wie 
möglich für transnationale Konzerne zu machen. Staatliche Akteure sehen 
                                                          
2  Streng genommen ist es natürlich falsch, von einem europäischen Kapitalismusmodell zu 
sprechen, da die nationalen institutionellen Unterschiede nach wie vor sehr groß sind. Ich 
nutze diesen Begriff hier zur Kennzeichnung der Grundzüge des kontinentaleuropäischen 
Kapitalismus.  
3  Dies wird auch deutlich, wenn man sich die Zusammensetzung des European Roundtable of 
Industrialists (ERT) ansieht, der Interessensvertretung von TNKs in Europa, der gemeinhin 
am meisten Einfluss auf die europäische Politik nachgesagt wird. Ein Großteil der Mitglieder 
vertreten immer noch industrielle Konzerne (Automobil, Stahl, Lebensmittel u.a.) oder Kon-
zerne, die Rohstoffverarbeitung betreiben. Nur langsam stoßen auch Konzerne der „neuen 
Ökonomie“ wie z.B. E.ON hinzu (http://www.ert.be/all_members_since_1983.htm). 
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sich damit insgesamt mit einer Reihe von widersprüchlichen Ansprüchen kon-
frontiert, die nicht einfach mit dem neoliberalen Idealtyp eines schlanken 
Staates und einer kompetitiven Marktordnung einhergehen. Palan bringt dies 
auf den Punkt, wenn er schreibt: 
„The new period of globalization displays market strength and confidence of capital and, yet, it 
is a period also characterized in business literature and magazines as extremely hazardous and 
difficult (…). Contrary to the belief, the ideology of neoliberalism and open markets is not nec-
essarily an unadulterated business ideology, unless one accepts the proposition that ‘business 
likes competition’. It is far more appropriate to say that business likes competition when it suits 
– which is a rare occurrence indeed – business likes no doubt an efficient and flexible labor mar-
ket, business does not mind at all competition among governments in the provision of sweeten-
ers, subsidies and other incentives (…). But business, as a general proposition, does not like 
competition.“ (Palan 2006: 258).  
Meine Vermutung ist, dass innerhalb der EU der Druck, den unterschiedlichen 
Anforderungen von Unternehmen gerecht zu werden, größer ist und auch in 
höherer Staatsaktivität mündet als in den USA, da die USA einerseits seit langem 
einen integrierten Binnenmarkt haben, und da andererseits das europäische 
Mehrebenensystem erheblich mehr „veto-points“, d.h. mehr institutionelle Ein-
spruchsmöglichkeiten aufweist als der US-amerikanische Föderalismus.  
Die Unterschiede zwischen dem US amerikanischen und europäischen Kapita-
lismus sind jedoch nicht in Stein gemeißelt. Die Veränderung des europäi-
schen Kapitalismus kann in Anlehnung an Polanyi (1977) als Doppelbewe-
gung bezeichnet werden, d.h. einerseits als Bewegung hin zum Wirtschaftslibe-
ralismus, die von bestimmten gesellschaftlichen Kräften unterstützt wird. Hier 
sind insbesondere die institutionellen Investoren und Investmentbanken zu 
nennen, die die finanzkapitalgetriebene Akkumulation entscheidend voran-
treiben (siehe Bieling in diesem Heft). Die Bewegung hin zum Liberalismus 
löst jedoch Gegenbewegungen zum Schutz der Gesellschaft vor uneinge-
schränkten Märkten aus. Polanyi argumentiert dabei, dass als Kräfte der Ge-
genbewegung nicht nur die Arbeiter (und Feudalherren) fungieren, sondern 
sämtliche gesellschaftlichen Kräfte, die ihre Sicherheit und ihr Einkommen 
von der Einführung des freien Marktes gefährdet sehen. Damit sind Industriel-
le und Unternehmen unter bestimmten Bedingungen ebenso Träger der Ge-
genbewegung zum freien Markt wie Arbeiter oder Feudalherren (Polanyi 1977, 
186ff.). Anknüpfend an diese Gedanken kann die gegenwärtige Form des eu-
ropäischen Kapitalismus als „eingebetteter Neoliberalismus“ bezeichnet wer-
den (van Apeldoorn 2002). Der durch die Globalisierung ausgelöste Schub in 
Richtung Deregulierung, Liberalisierung und die Herstellung freier Märkte 
wird im europäischen Mehrebenensystem immer wieder durch die Gegenbe-
wegung von unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen gebrochen. Die 
neue europäische Ordnung unterscheidet sich allerdings weitreichend von der 
Nachkriegsordnung des „eingebetteten Liberalismus“, in welchem detaillierte 
Regulierungen den Marktmechanismus in weiten Bereichen ökonomischer Ak-
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tivitäten eng begrenzten, und so einer Vielzahl von gesellschaftlichen Gruppen 
Sicherheit gab (Ruggie 1982). Während in der Nachkriegszeit die gesellschaft-
liche Einbettung in der Tat ein Gegengewicht zur Liberalisierung geschaffen 
hat, ist die Einbettung des Neoliberalismus auf institutionelle Beharrungskräf-
te und punktuellen Widerstand gegen die Liberalisierung begrenzt. Gleichzei-
tig kommen wesentliche Einschränkungen des Marktmechanismus ganz über-
wiegend den TNK zugute, und unterstützen diese bei ihrer Ausdehnung.  
Welche Rolle nimmt nun die Osterweiterung in der Doppelbewegung von Li-
beralisierung und gesellschaftlicher Protektion ein? In der kritischen Literatur 
zur Osterweiterung, aber auch in der öffentlichen Meinung wird diese als ein 
weiterer Hebel der Deregulierung und Liberalisierung des europäischen Kapi-
talismusmodells gesehen. Vereinfacht skizziert, wird das westeuropäische Kapi-
talismusmodell von zwei Seiten in die Zange genommen: einerseits erodieren 
institutionelle Investoren und Investmentbanken mit ihren shareholder values 
die traditionell kooperativen Beziehungen zwischen Unternehmen, Belegschaf-
ten und Banken, anderseits initiieren die osteuropäischen Länder aufgrund ih-
rer weniger regulierten industriellen Beziehungen, unternehmensfreundlicheren 
Besteuerung, niedrigeren Lohnkosten und zum Teil flexibleren Arbeitsmärkte 
einen Wettlauf um die niedrigsten Sozialstandards- und Steuersätze, durch den 
sie „die Administrationen der Alt-EU vor sich hertreiben“ (Hofbauer 2005: 
140). Während diese Sichtweise nicht ganz falsch ist, werde ich im folgenden 
jedoch zunächst genauer ausloten, was für Kapitalismen in Osteuropa ent-
standen sind, um so besser bestimmen zu können, welche Auswirkungen die 
Osterweiterung für die Ordnung des eingebetteten Neoliberalismus hat.  
 
3. Neoliberalismus, eingebetteter Neoliberalismus und  
Neo-Korporatismus in Osteuropa4  
Die Erweiterung hat es der EU erlaubt, die Kernelemente ihrer neuen Wirt-
schaftsordung nach Osteuropa auszudehnen. Bereits frühzeitig wurden die 
Beitrittskandidaten gehalten, ihre Märkte und ihren Außenhandel zu liberali-
sieren, und das Binnenmarktregime zu adoptieren. Während der Vorbereitung 
auf den Beitritt wurden makroökonomische Entwicklung, geld- und haus-
haltspolitische Programme, Privatisierung und Fortschritte in Verwaltungs-, 
Regional- und Struktur- und Sozialversicherungsreformen der Kandidaten re-
gelmäßig von der EU überprüft. Die osteuropäischen Länder wurden auch 
gehalten, sich auf die Einführung des Euro und die damit einhergehenden 
geld- und haushaltspolitischen Kriterien vorzubereiten.  
Drei Faktoren haben allerdings bislang dazu geführt, dass der Neoliberalismus 
in den neuen EU Mitgliedern insgesamt weniger eingebettet ist als in den mei-
                                                          
4  Das folgende ist eine Zusammenfassung von Bohle/Greskovits (2007). 
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sten alten Mitgliedsstaaten. Erstens hat die EU selber eine marktradikalere Va-
riante der europäischen Ordnung nach Osteuropa exportiert, indem sie vor-
rangig auf die Ausdehnung der Kernbereiche der ökonomischen Deregulierung 
achtete, und der Übernahme des sozialen oder innovationspolitischen acquis 
weniger Beachtung schenkte. Zweitens konnten die osteuropäischen Gesell-
schaften dem Neoliberalismus zumindest in der ersten Dekade der Transfor-
mation zumeist vergleichsweise wenig entgegensetzen. Dies ist vor allen Din-
gen darauf zurückzuführen, dass der Neoliberalismus die radikalste Kritik am 
diskreditierten sozialistischen System darstellte und dass linke Parteien und 
Gewerkschaften geschwächt aus dem Systemwandel hervorgingen. Drittens 
sind die osteuropäischen Gesellschaften wesentlich abhängiger von Kapitalim-
porten als die meisten westeuropäischen, eine Tatsache, die durch ihre Annä-
herung and die EU verstärkt wurde (Bohle 2002a).  
Dennoch hat die Annäherung an die EU keineswegs zu einer Konvergenz un-
ter den neuen Mitgliedern geführt. Sie weisen vielmehr erhebliche Unterschie-
de in ihren Reformstrategien, institutionellen Konfigurationen, und ihren Ab-
hängigkeitsstrukturen auf. So sind es die baltischen Staaten, d.h. Estland, Lett-
land und Litauen, die ihre Ökonomien am radikalsten liberalisiert und deregu-
liert haben (Feldmann 2001). Estland ist bekannt für die völlige Abschaffung 
seiner Außenhandelstarife, ein Schritt, der selbst der Welthandelsorganisation 
zu radikal erschien. Gleichzeitig haben die Reformer in den baltischen Staaten 
von Anfang an der makroökonomischen Stabilität höchste Priorität einge-
räumt. Zwei der drei baltischen Staaten haben ein sogenanntes currency-board 
eingerichtet. Dieses institutionelle Arrangement unterbindet jeglichen politi-
schen Spielraum in der Wechselkurspolitik. In Estland hat außerdem die 
Pflicht zu einem ausgeglichenen Haushalt Verfassungsrang. Neben Slowenien 
sind die baltischen Staaten auch diejenigen, die versuchen, sich möglichst 
frühzeitig für den Euro zu qualifizieren.  
Die Reformpolitik in den baltischen Staaten hat katastrophale soziale Auswir-
kungen. Die soziale Ungleichheit ist in diesen Ländern stärker gestiegen als in 
den meisten anderen Ländern Mittelosteuropas (MOE). Die Löhne sind zu-
nächst drastisch gefallen, und liegen trotz Lohnzuwächsen auch in 2002 noch 
weit unter dem Stand von 1989. Die Arbeitslosigkeit ist mit über 10% (2002-
2005) hoch, ebenso wie in den meisten anderen MOE. Im Gegensatz zu die-
sen haben die baltischen Staaten jedoch nur sehr wenig Bereitschaft zur sozi-
alstaatlichen Kompensation gezeigt. Die Sozialleistungsquote, die im EU 
Durchschnitt bei 28% liegt, beträgt in den baltischen Staaten gerade mal et-
was über 13%. Ein Arbeitsloser in Estland bekommt für maximal 9 Monate 
7% des Durchschnittlohns als Arbeitslosengeld ausgezahlt (Riboud et al 2002: 
11, 37). Gewerkschaften sind so gut wie nicht existent. Die baltischen Staaten 
haben damit insgesamt unter den neuen EU Mitgliedsstaaten am konsequen-
testen ein neoliberales Regime ohne Adjektiv durchgesetzt. Ihre institutionelle 
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Konfiguration entspricht am ehesten den Prinzipien des „neuen Konstitutio-
nalismus“ (Gill 2000), in dem breite Teile der wirtschaftlich-sozialen Ordnung 
von politischen und demokratischen Einflüssen isoliert werden, und quasi als 
Sachzwänge auf die Gesellschaft einwirken. 
Auf der entgegengesetzten Seite des osteuropäischen Spektrums steht Sloweni-
en, welches sich am weitesten neoliberalen Reformen jeglicher Couleur wider-
setzt hat. Slowenien hat unter den osteuropäischsten Staaten den graduellsten 
Reformpfad eingeschlagen, und in vielfacher Hinsicht auf das sozialistische 
Erbe gebaut. Zwar wurden auch hier die Märkte dereguliert und liberalisiert, 
und eine stabilitätsorientierte makroökonomische Politik eingeleitet. Im Ge-
gensatz zu den baltischen Staaten erfolgten die Reformen jedoch sehr graduell, 
und beruhten auf einem breiten gesellschaftlichen Konsens. In Slowenien 
wurden die Gewerkschaften, die nicht nur im osteuropäischen Vergleich nach 
wie vor sehr stark sind, fast von Anfang an in den Reformprozess mit einbe-
zogen (Stanojevic 2003). Die sozialen Konsequenzen der Marktreformen wa-
ren vergleichsweise gering: weder ist die Arbeitslosigkeit, Armut oder Un-
gleichheit in Slowenien stark angestiegen, noch mussten die Arbeitnehmer 
nach 1990 zu starke Lohneinbussen hinnehmen. Auch in der Privatisierungs-
politik wurde eine Linie gefahren, die interne Lösungen, einschließlich Über-
nahmen durch die Belegschaft gegenüber ausländischen Investoren bevorzug-
te. Slowenische Regierungen haben immer wieder auch während des Erweite-
rungsprozesses die EU-Auflagen als zu neoliberal kritisiert, und sich insbesondere 
dem Drängen der EU auf Privatisierung ihrer strategischen Sektoren erfolgreich 
widersetzt (Lindstrom/Piroska 2002). Insgesamt entspricht Slowenien in vielfa-
cher Hinsicht den westeuropäischen neo-korporatistischen Gesellschaften.  
Die vier Visegrad-Staaten nehmen eine mittlere Position zwischen dem balti-
schen Marktradikalismus und dem slowenischen Neokorporatismus ein. Auch 
hier hat eine weitreichende Deregulierung und Liberalisierung der Märkte und 
der Außenwirtschaft stattgefunden, die allerdings weniger radikal war als in 
den baltischen Staaten. Ein herausragendes Kennzeichen der Kapitalismusmo-
delle in den Visegrad-Staaten ist die zentrale Bedeutung ausländischer Investo-
ren. Ungarn war Vorreiter in dieser Entwicklung. Hier war die Privatisierung 
von den frühen 1990ern auf die Attraktion ausländischer Investoren hin aus-
gerichtet. Im Gegensatz dazu versuchten Polen, die Slowakei und Tschechi-
sche Republik anfangs, einen nationalen Kapitalismus aufzubauen. Dies schei-
terte jedoch, und seit der 2. Hälfte der 1990er Jahre hat sich auch hier ein ab-
hängiger Kapitalismus herausgebildet (Bohle 2002b, Drahokoupil 2006, siehe 
auch den Beitrag von Joachim Becker in diesem Heft). Alle vier Länder su-
chen seitdem erfolgreich, mittels vielfältiger Investitionsanreize, ADI anzuzie-
hen. Diese beinhalten Steuerbefreiungen, direkte Subventionen für einzelne 
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Investitionen oder Schutzzölle gegen konkurrierende Produkte5 ebenso wie In-
frastrukturvorleistungen, die Beteiligung am Aufbau spezifischer Qualifizie-
rungsmaßnahmen oder die Reform der Arbeitsgesetzgebung in eine flexiblere 
Richtung.  
Die auslandsinduzierte Akkumulation in den Visegradländern bringt eine Rei-
he sozialer Folgen mit sich (zum folgenden vgl. Bohle/Greskovits 2006). Ei-
nerseits zeichnet sich die Modernisierung und zunehmende Wettbewerbsfä-
higkeit des industriellen Sektors der Visegrad-Staaten ab. Zumindest materiell 
profitieren hiervon auch die in diesen Industrien Beschäftigten: Insgesamt ist 
die Lohnentwicklung in den Visegrad-Staaten im osteuropäischen Vergleich 
sehr positiv, und es sind insbesondere Beschäftigte in TNKs, die überdurch-
schnittlich verdienen. Gleichzeitig aber weisen die Visegrad-Staaten die flexi-
belsten Arbeitsmärkte auf. Zugleich zeichnet sich insbesondere in Polen und 
der Slowakei ab, dass die Restrukturierung der Wirtschaft nur einen Teil der 
Gesellschaft positiv erfasst. Polen und die Slowakei haben die höchste Lang-
zeitarbeitslosigkeitsrate in der gesamten EU, und auch ihre Arbeitslosigkeit ist 
mit um die 18% überdurchschnittlich hoch. Im Gegensatz zu den baltischen 
Staaten haben die Regierungen in den Visegrad-Staaten wiederholt versucht, 
die sozialen Konsequenzen der Transformation mit staatlichen Maßnahmen 
zu kompensieren (Orenstein/Haas 2002). So ist die Sozialleistungsquote im 
Vergleich mit den baltischen Staaten hoch. Auch wurden von unterschiedlichen 
Regierungen immer wieder Versuche unternommen, Gewerkschaften durch trip-
artistische Arrangements an sozio-ökonomischen Entscheidungsprozessen zu be-
teiligen. Diese Arrangements waren allerdings nie von Dauer (Ost 2000).  
Ein weiteres Merkmal der Ökonomien der Visegrad-Staaten ist schließlich ihre 
makroökonomische Instabilität. Im Gegensatz zu den anderen osteuropäi-
schen Ländern ist es diesen bislang nicht gelungen, sich den Maastricht-
Kriterien anzunähern. Dies führt zu heftigen politischen Konflikten zwischen 
Befürwortern eines schnellen EWU Beitrittes, die auf eine rasche Haushalts-
konsolidierung drängen, und denjenigen politischen Kräften, für die der EWU 
Beitritt nicht an oberster Priorität steht.  
Insgesamt kann das sozio-ökonomische Regime, welches sich in den Visegrad-
Staaten herausgebildet hat, als die osteuropäische Variante des eingebetteten 
Neoliberalismus gelten. So fügen sich die Visegrad-Staaten am ehesten in die 
wettbewerbsstaatliche Integrationsweise der EU ein. Im Gegensatz zu den mi-
nimalistischen baltischen Staaten suchen diese Länder aktiv, ihre Standortbe-
dingungen zu verbessern um ADI anzuziehen, und eröffnen damit transnatio-
nalen Konzernen verbesserte Verwertungsbedingungen. Im Gegensatz zu den 
meisten westlichen Staaten sowie Slowenien sind die Aktivitäten der Visegrad-
                                                          
5  Da diese Maßnahmen größtenteils mit dem EU-Recht inkompatibel sind, sind die Staaten in 
letzter Zeit dazu übergegangen, insgesamt die Unternehmenssteuern zu senken. 
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Staaten allerdings kaum auf den Schutz der einheimischen Unternehmen und 
deren Positionierung im internationalen Wettbewerb gerichtet, sondern aus-
schließlich auf die Attraktion ausländischer Unternehmen. Unter den Bedin-
gungen des abhängigen Kapitalismus bedeutet industrielle Protektion die 
Notwendigkeit, produktive Investitionen anzuziehen, um damit die Bedingun-
gen für internationale Wettbewerbsfähigkeit und zugleich die Schaffung von 
Arbeitsplätzen zu erzeugen. Zugleich konterkarieren die Visegrad-Staaten die 
Prinzipien des Marktes mit einem gewissen Maß sozialstaatlicher Protektion.  
Tabelle 1 fasst die Grundzüge der unterschiedlichen sozioökonomischen Re-
gime, die sich in MOE als Ergebnis ihrer Transformation und „Europäisie-
rung“ herausgebildet haben, zusammen. 
 
Tabelle 1: Kennzeichen der sozio-ökonomischen Regime der neuen EU-Mitglieder 
 Liberalisierung und makroökono-
mische Stabilität 










































2.4 3.6 -2.1 30.1 24.6 22 96 6.4 64 
Euro-12  2.1  (2.6*) (3*) (60*) 28.1 K.A. K.A 8.6 51 
* Referenzwerte nach dem Wachstums- und Stabilitätspakt. 
Quellen: Bohle/Greskovits (2007). Spalte 1: Heritage Foundation (1 liberalisierteste Marktwirt-
schaft, 5 regulierteste); Sp. 2-4: EZB Konvergenzreport 2004; Sp. 5: Eurostat; Sp. 6: European 
Commission Report on Social Inclusion; Sp. 7: Transmonee-Database; Sp. 8: Eurostat; Sp. 9: 
World Bank “Doing Business“ (0 vollständig flexibilisiert, 100 vollständig reguliert). 
 
4. Race to the bottom?  
Welches sind die Rückwirkungen der Erweiterung auf die europäische Ord-
nung des eingebetteten Neoliberalismus? Ginge es nach den Vertretern der 
These des „race to the bottom“, so müssten es die baltischen Staaten sein, von 
denen der stärkste Regimewettbewerb ausgeht. Diese Staaten verzeichnen die 
niedrigsten Unternehmenssteuern, die niedrigsten Löhne, die geringsten Sozi-
alausgaben und einen Staat, der die Kräfte des Marktes nicht großartig behin-
dert. Von den einschlägigen Wirtschaftsforen wird dies entsprechend gewür-
digt. Das World Economic Forum hat beispielsweise ein Ranking der neuen 
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Mitgliedsstaaten in Bezug auf ihre Erfüllung der Lissabonagenda vorgenom-
men. Hier landet Estland an erster, Lettland an dritter und nur Litauen abge-
schlagen an sechster Stelle der osteuropäischen EU-Mitglieder. Estland und 
Lettland liegen damit vor allen Visegrad-Staaten (World Economic Forum 
2004). Sieht man sich eine Reihe anderer Indikatoren an, so scheinen die bal-
tischen Tiger jedoch eher zahnlos. Ihr BIP ist auch 2003 immer noch unter 
dem Niveau von 1989, sie sind keineswegs der bevorzugte Standort für Pro-
duktionsverlagerungen in der Region und ihre Exporte basieren ganz vorrangig 
auf Rohmaterialien und traditionellen Industriegütern (Textil, Bekleidung, ein-
fache Holzverarbeitung).  
 
Tabelle 2: Kennzeichen der Wettbewerbsfähigkeit der neuen EU-Mitglieder 
 BIP (2004, 
1989=100) 
ADI/Kopf (kumu-
liert, 1989-2003, pro 
Kopf) 





(Anteil an gesamten 
Exporten der verarbei-
tenden Industrie, 2003) 
Baltikum 97 1641   77 26 
Visegrad-4 124 2581 744 53 
Slowenien 126 1647 198 49 
*Komplexe Industrien sind SITC codes 5 (Chemie) und 7 (Maschinen und Ausrüstungsgüter). 
Quellen: Berechnet in Bohle/Greskovits (2007). Spalte 1: EBRD Transition Report, verschiedene 
Jahrgänge; Sp. 2: nach Angaben der Ausländischen Investitionsagenturen der einzelnen Länder; 
Sp. 3: Comtrade Database der UN. 
Dieses makroökonomische Bild wird von einer kürzlich erschienenen Studie 
des European Industrial Relations Observatory (EIRO) über Produktionsverla-
gerungen zwischen West- und Osteuropa bestätigt. So bemerkt die litauische 
Berichterstatterin, dass von den im Zuge des EU-Beitritts angekündigten Inve-
stitionen nur wenige realisiert worden sind. Gesicherte Erkenntnis habe sie nur 
über ein einziges Beispiel von Produktionsverlagerungen im Zuge des EU-
Beitritts, ein Produzent von synthetischen Seilen (Blazienie 2006).  
Es gibt allerdings Unterschiede zwischen den baltischen Staaten, und gemein-
hin gilt Estland als der wirkliche Tiger. In der Tat hat Estland erheblich mehr 
Direktinvestitionen angezogen als die anderen baltischen Länder. Ein Großteil 
dieser Investitionen scheint allerdings nach wie vor der Suche nach Marktkon-
trolle und weniger der Produktionsverlagerung geschuldet zu sein. ADI fließen 
vorrangig in Dienstleistungen wie Banken, Versicherungen, Handel und Infra-
struktur. Unter der verarbeitenden Industrie ist es allein der Elektroniksektor, 
der als moderner Sektor in relevanterem Maße ADI anzieht. Aber auch das 
bedeutet nicht, dass von Estland ein enormer Anpassungsdruck auf die west-
europäischen Staaten ausgeübt wurde. Die Berichterstatter der oben erwähnten 
Studie kommen vielmehr zu dem Schluss, dass Estland eines der letzen Länder 
in der Verlagerungskette ist. ADI in der verarbeitenden Industrie erreichen Est-
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land erst, wenn andere Standorte in der Region zu teuer geworden sind (Ea-
mets/Philips 2006). 
Es sind also insgesamt nicht die neoliberalen baltischen Staaten, sondern die 
Visegrad-Staaten, die mit ihren Subventions- und Industriepolitiken und ihren 
im osteuropäischen Vergleich durchaus großzügigen Sozialstaaten die meisten 
ADI, auch in der verarbeitenden Industrie, auf sich ziehen. Ihr ADI-
induziertes Exportprofil gleicht zudem keinesfalls dem der traditionellen Peri-
pherie: statt in Rohstoffen und arbeitsintensiven Sektoren liegt die Spezialisie-
rung dieser Länder in komplexen Sektoren wie Elektronik, Automobil, Che-
mie, Pharmazeutik etc., mithin Sektoren, wie sie auch für die westeuropäi-
schen Länder und insbesondere Deutschland charakteristisch sind. Sind es al-
so diese Länder, die die westeuropäischen Standorte in einer Spirale des Sozial- 
und Steuerdumpings nach unten ziehen?  
Diese Frage kann hier nicht endgültig beantwortet werden. Eine Reihe von 
Argumenten führen mich allerdings zu einer vorsichtigeren Einschätzung.  
Erstens lohnt es sich, einen genaueren Blick auf die Direktinvestitionen, die in 
den Visegrad-Ländern getätigt worden sind, zu werfen. Zumindest für die er-
sten zwei Drittel der 1990er Jahre scheint zu gelten, dass vorrangig niederwer-
tige Produktionssegmente in diese Region verlagert worden sind. Die europäi-
schen Automobil-, Elektronik-, Chemie-, Pharmazieunternehmen verlagerten 
zunächst ihre arbeitsintensivsten Fertigungssegmente, die nur gering qualifi-
zierte Arbeitskräfte nutzten. Die osteuropäischen Standorte trugen damit dazu 
bei, die westeuropäischen Industrien insgesamt wettbewerbsfähiger zu machen, 
ohne dass ein starker Druck auf Unternehmenssteuern, Löhne und die Flexibi-
lisierung der Arbeitsmärkte ausgeübt worden wäre (siehe z.B. Spatz/Nunnen-
kamp 2004, Pavlinek 2004).  
Die Entwicklung der letzten Jahre deutet allerdings an, dass es langfristig nicht 
bei dieser komplementären Arbeitsteilung zwischen Ost und West bleiben 
wird. Insbesondere für Deutschland und in geringerem Maße auch für Frank-
reich zeichnet sich ein zunehmend intensiverer Standortwettbewerb mit den 
Visegrad-Staaten ab. Es werden höherwertige Produktionssegmente verlagert, 
und es deutet sich an, dass Produktionskapazitäten stärker in Ost- als in West-
europa ausgebaut werden. Unternehmen scheinen dabei die osteuropäischen 
Standorte bewusst zur „Flucht“ aus dem westeuropäischen Sozialmodell zu 
nutzen (Meardi/Toth 2005). Die Möglichkeit der Standortverlagerung wird 
von Unternehmen zudem genutzt, um die westlichen Belegschaften insbeson-
dere in Fragen der Entlohnung und der Arbeitszeitflexibilisierung zu Zuge-
ständnissen zu bringen (siehe die Dokumentation des EIRO 2006, insbeson-
dere Stettes 2006). Damit deutet sich in der Tat in einigen Sektoren (insbe-
sondere Automobil, Elektronik, Maschinenbau, Telekom) ein zunehmender 
Konkurrenzdruck auf westliche Standorte an, der im Abbau von sozialen 
Standards resultiert. Das Verlagerungspotential nach Osteuropa spielt auch 
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deshalb so eine zentrale Rolle, weil es mit Krisen und anhaltender Restruktu-
rierung in diesen Sektoren zusammenfällt (Jürgens et al 2006).  
Die gängige Interpretation, der zufolge der Wettbewerbsdruck im erweiterten 
Europa vorwiegend zwischen Ost- und West verläuft, übersieht allerdings, dass 
es die einzelnen Visegrad-Staaten selber untereinander sind, die sich den härte-
sten Standortwettbewerb liefern. So machte im Steuerwettbewerb Ungarn mit 
der Reduzierung der Steuerbelastung für Unternehmen Mitte der 1990er Jahre 
den Anfang. Die anderen Länder folgten dann, Polen mit einer Steuerreform 
1999, und Tschechien im Jahre 2000 (Bönker 2003: 532). Den im Visegrad-
Kontext radikalsten Schritt führte die Slowakei im Jahre 2004 mit ihrem Ein-
heitssteuersatz von 19% für die Einkommens-, Körperschafts- und Umsatz-
steuer durch. Damit senkte die Slowakei ihre Unternehmenssteuer drastisch 
und verzichtete auf eine progressive Einkommenssteuer ebenso wie auf einen 
reduzierten Steuersatz für die Güter des täglichen Bedarfs. Wie die Deutsche 
Bank Forschungseinheit (2003: 5) zutreffend formuliert, mutet die Slowakei 
„mit der steuerlichen Fokussierung auf den Konsum ihren Bürgern kurzfristig 
einiges zu […], um die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Landes zu ver-
bessern“. Zugleich führte die Slowakei einen weitreichenden Sozialabbau 
durch. Die Arbeitslosenunterstützung wurde halbiert und das Kindergeld dra-
stisch gekürzt.6 Schließlich geriet auch die Arbeitsgesetzgebung in das Visier 
der Reformer (EIRO 2003). Dieses Reformpaket katapultierte die Slowakei in-
nerhalb kürzester Zeit von seinem Profil des eingebetteten Neoliberalismus hin 
zu dem des baltischen Neoliberalismus, allerdings mit einer Ausnahme: die Slo-
wakei kombinierte die Kürzungen mit großzügigen Investitionsanreizen für aus-
ländische Investoren, und es gelang ihr mehrfach, sich im Wettbewerb unter den 
Visegrad-Staaten um größere Direktinvestitionen erfolgreich durchzusetzen.  
TNKs können die Visegrad-Staaten deshalb so gut gegeneinander ausspielen, 
weil diese einerseits auf Kapitalimporte angewiesen sind und weil es anderer-
seits für die TNKs kaum einen Unterschied macht, in welchem der vier Län-
der sie sich tatsächlich ansiedeln. In der Tat haben sich transnationale indus-
trielle Cluster herausgebildet, die den Südwesten Polens, die Tschechische Re-
publik, den Westen der Slovakei sowie Ungarns umfassen. Ob Industrien dies-
seits oder jenseits der jeweiligen nationalen Grenzen angesiedelt werden, spielt 
damit so gut wie keine Rolle. Wenn es also zu einem race to the bottom 
kommen sollte innerhalb der EU, wäre der Nährboden hier am günstigsten.  
Tatsächlich sind der „Baltisierung“ der Slowakei, und der Visegrad-Staaten ins-
gesamt allerdings aus zwei Gründen Grenzen gesetzt. Erstens sind, im Gegen-
satz zu den baltischen Staaten, in denen die Hegemonie rechts-liberaler Kräfte 
von den Gesellschaften nicht hinterfragt wurde, die Marktreformen in den Ge-
                                                          
6  Diese Maßnahmen richteten sich ganz vorwiegend gegen die Roma-Minderheit, die überpropor-
tional von diesen Sozialleistungen abhängt. Die Kürzungen führten zu heftigen Revolten. 
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sellschaften der Visegrad-Staaten sehr viel härter umstritten.7 So sind die libera-
len Parteien, die in den Anfangsjahren der Transformation eine zentrale Rolle 
gespielt haben, zumeist zu marginalen Kräften verkommen. Auch versuchen 
Regierungen unterschiedlicher Couleur immer wieder die Sozialversicherungs-
systeme zu reformieren und die Leistungen zu kürzen. Ebenso regelmäßig 
werden diese Regierungen allerdings von den Wählern abgestraft, was zu 
Kehrtwendungen in der Sozialpolitik führt. Zunehmend wird der Protest ge-
gen marktradikale Reformen von nationalistisch-populistische Kräften gebün-
delt (siehe den Beitrag von Joachim Becker in diesem Heft). In Polen und der 
Slowakei, in der diese Kräfte in der Regierung sind, zeichnet sich die Rück-
nahme einiger Elemente des Sozialabbaus ab, in der Slowakei wird darüber 
hinaus geplant, Elemente der Steuerreform rückgängig zu machen (Slovak 
Spectator, 7. August 2006).  
Zweitens sind die ADI, die diese Länder auf sich ziehen, keinesfalls so hyper-
mobil, dass sie die Region umstandslos wieder verlassen könnten, sollten die 
sozialen Standards oder die Steuern zu hoch werden. Trotz der Transnationali-
sierung der Produktion ist die Automobilindustrie beispielsweise immer noch 
auf wenige Länder dieser Welt beschränkt, und sie ist hochgradig regional 
konzentriert. Es ist kein Zufall, dass sich in Osteuropa nur wenige Länder als 
Standorte der Automobilproduktion etablieren konnten. Die Industrie ist vor-
aussetzungsvoll in Bezug auf Infrastruktur und Arbeitskräfte, und setzt damit 
auch weitreichende staatliche Aktivitäten voraus. Vertreter des „Variety of Ca-
pitalism“ Ansatzes argumentieren darüber hinaus, dass für diese Sektoren ko-
operative Beziehungen zwischen Unternehmen und Arbeitnehmern funktiona-
ler sind als deregulierte industrielle Beziehungen. Sie sehen zudem die prinzi-
pielle Bereitschaft von Unternehmen, höhere Löhne sowie den Ausbau des 
Sozialstaats und dabei insbesondere die Arbeitslosenversicherung zu unterstüt-
zen, da dies die Bereitschaft der Arbeitnehmer, firmen- und industriespezifi-
sche Fertigkeiten zu erlernen, erhöhe (Estevez Abe et al 2001, Iversen 2005).  
Dies bedeutet zunächst nicht mehr, als dass auch in den osteuropäischen 
Staaten das Potential zur Mobilisierung von Gegentendenzen zum Sozialab-
bau und Steuerdumping größer ist, als es in dem Diskurs des race to the bot-
tom angenommen wird. Aufgrund des engen Korsetts der wettbewerbstaatli-
chen Integrationsweise scheint es in MOE derzeit ebenso wenig möglich, diese 
                                                          
7  Litauen ist eine Ausnahme. Einen zentralen Grund, warum die neoliberalen Reformen in 
Lettland und Estland bislang nicht umstritten sind, liegt in dem Vorrang von Identitätspoli-
tik gegenüber Klassenpolitik. Radikale Reformen in diesen Ländern waren zugleich ein Mit-
tel der Dekolonialisierung, d.h. des weitestgehenden Zurückdrängens des russischen Einflus-
ses. Diese Politik wird von vielen ethnischen Esten bzw. Letten nach wie vor unterstützt. 
Zugleich haben die restriktiven Staatsbürgerschaftsrechte dafür gesorgt, dass die ethnischen 
Russen, die von der Deindustrialisierung und den sozialen Konsequenzen der radikalen Re-
formen am stärksten betroffen sind, ihren Protest nicht artikulieren können (siehe ausführli-
cher Bohle/Greskovits 2007).  
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Gegentendenzen wirkungsvoll und langfristig gegen weiteren Liberalisierungs-
druck zu mobilisieren wie in Westeuropa.  
 
5. Schluß 
Mit dem Binnenmarktprojekt, der Wirtschafts- und Währungsunion und zu-
letzt der Lissabon Strategie hat sich eine wettbewerbsstaatliche Integrations-
weise in der EU herausgebildet, aus der die Kräfte des Marktes wesentlich ge-
stärkt hervorgehen. Drei Ursachen haben allerdings bislang dazu beigetragen, 
dass der europäische Kapitalismus im Vergleich zum von den USA ausgehen-
den neoliberalen Kapitalismus eingebetteter erscheint: Die institutionellen Be-
harrungskräfte des fordistischen Sozialmodells, das europäische Mehrebenen-
system, welches Akteuren mehr institutionelle Einspruchsmöglichkeiten eröff-
net als der US amerikanische Föderalismus, und die industrielle Grundlage des 
europäischen Kapitalismus, welcher stärker in der „alten Ökonomie“ verankert 
ist als der US amerikanische. Trotz des Konkurrenz- und Deregulierungs-
drucks, welches von der Osterweiterung ausgeht, stellt diese meines Erachtens 
den eingebetteten Neoliberalismus nicht grundsätzlich in Frage. Erstens sind 
es nicht die kleinen, von den einschlägigen Wirtschaftsforen hochgelobten 
„baltischen Tiger“ mit ihren hochgradig liberalisierten und deregulierten Wirt-
schaften, ihren minimalen Staaten, den kaum existierenden sozialen Netzen 
und Unternehmenssteuern, von denen der größte Wettbewerbsdruck in der 
erweiterten EU ausgeht, sondern vielmehr die Visegrad-Staaten, mit ihren Sub-
ventions- und Industriepolitiken und ihren im osteuropäischen Vergleich 
durchaus großzügigen Sozialstaaten. Diese Staaten entsprechen einer abhängi-
gen Variante des eingebetteten Neoliberalismus. Zweitens gibt es in den Vise-
grad-Staaten Gegenbewegungen zum radikalen Steuer- und Sozialabbau. Poli-
tisch manifestiert er sich in häufigen Regierungswechseln. In Polen und der 
Slowakei bündelt sich die gesellschaftliche Unzufriedenheit mit den Marktre-
formen derzeit in national-populistischen Regierungen. Drittens sind auch die 
ökonomischen Strukturen der Visegrad-Staaten nicht einfach kompatibel mit 
einem radikalen Neoliberalismus. Wie in Kontinentaleuropa, so bilden auch 
in den Visegrad-Staaten die Industrien der „alten Ökonomie“ die wirtschaftli-
che Grundlage. Im Gegensatz zu der Sichtweise von Osteuropa als „Trojani-
sches Pferd der Amerikanisierung“ sehe ich deshalb die Visegrad-Staaten in 
ähnlicher Weise wie die kontinentaleuropäischen Staaten eingezwängt in das 
Korsett einer äußerst inkohärenten Regulationsweise, welche einseitig die Par-
tikularinteressen transnationaler Konzerne fördert, während breitere gesell-
schaftliche Interessen kaum mehr repräsentiert werden, und welche damit die 
gegebenen Produktionsregime eher desorganisiert denn reorganisiert (vgl. Bie-
ling in diesem Heft).  
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